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I. Allgemeines  

Der von den Fraktionen der SPD, FDP mit dem 
ausdrücklichen Hinweis auf die damit sofort mög-
liche Aufnahme der Beratungen am 13. Februar 1973 
im Deutschen Bundestag eingebrachte und mit dem 
Regierungsentwurf aus der 6. Wahlperiode (Druck-
sache VI/3721) wörtlich übereinstimmende Gesetzent-
wurf wurde in der 15. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 16. Februar 1973 zur federführenden 
Beratung an den Innenausschuß sowie zur Mitbera-
tung an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung überwiesen. Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung hat dem Innenausschuß seine 
Stellungnahme am 28. November 1973 zugeleitet. 
Der Auswärtige Ausschuß hat sich ebenfalls am 
28. November 1973 gutachtlich zu dem Gesetzent-
wurf geäußert. Der Haushaltsausschuß wird seinen 
Bericht nach § 96 gesondert erstatten. 

Schon in seiner 3. Sitzung am 21. Februar 1973 
einigte sich der Ausschuß über das bei der Beratung 
des Gesetzentwurfs anzuwendende Verfahren und 
beschloß, zunächst eine Reihe von Sachverständigen 
zu den Kernfragen des Gesetzentwurfs zu hören. 
Seither hat der Ausschuß den Gesetzentwurf in 7 Sit-
zungen beraten und die Schlußabstimmung über den 
Gesetzentwurf in seiner 24. Sitzung am 5. Dezember 
1973 durchgeführt. In einer öffentlichen Informa-
tionssitzung hörte der Ausschuß am 21. März 1973 
Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes, des 
Deutschen Beamtenbundes, der Deutschen Angestell-
tengewerkschaft, des Christlichen Gewerkschaftsbun-
des Deutschlands, der Gewerkschaft der Polizei, des 
Deutschen Richterbundes, des Bundes Deutscher 

Verwaltungsrichter und des Deutschen Bundeswehr-
verbandes sowie den Präsidenten des Bundesarbeits-
gerichts und den Vorsitzenden Richte r  des für Per-
sonalvertretungssachen zuständigen Senats beim  
Bundesverwaltungsgericht, ferner Leiter von Mittel- 
und Ortsbehörden. Das Protokoll dieser Anhörung  
wurde in der vom Presse- und Informationszentrum  
des Deutschen Bundestages herausgegebenen Schrif-
tenreihe „Zur Sache" 3/73 veröffentlicht. In einer  
weiteren (nicht öffentlichen) Informationssitzung  
hörte der Ausschuß Sachverständige zum 8 . Kapitel  
des Gesetzentwurfs (Vorschriften für besondere Ver-
waltungszweige und die Behandlung von Verschluß-
sachen).  

II. Grundsätzliches  

Das geltende Personalvertretungsgesetz des Bun-
des ist am 6. September 1955 in Kraft getreten. Staat  
und Gesellschaft haben seither einen beständigen  
Wandel durchgemacht, der es erfordert, auch das  
Personalvertretungsrecht diesen Wandlungen anzu-
passen. Während es gelungen ist, die Reform des  
Betriebsverfassungsrechts noch in der 6. Wahl-
periode durchzuführen, konnte dieses Ziel für das  
Personalvertretungsgesetz mit Rücksicht auf die vor-
zeitige Auflösung des Deutschen Bundestages am  
22. September 1972 nicht mehr verwirklicht werden.  
Der von der Bundesregierung am 15. August 1972  
eingebrachte Gesetzentwurf galt damit nach § 126  
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages als  
erledigt.  

Um den durch die vorzeitige Beendigung der  
Wahlperiode und die Neuwahl des Deutschen Bun-
destages bedingten Zeitverlust nicht noch stärker  
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anwachsen zu lassen, entschlossen sich die Fraktio-
nen der SPD, FDP, den Regierungsentwurf aus 
der 6. Wahlperiode unverändert im Deutschen Bun-
destag einzubringen. Aus Anlaß der Einbringung 
erklärten Vertreter der Fraktionen, daß sie sich nicht 
mit dem Gesetzentwurf identifizierten, sondern daß 
sie ihn nicht zuletzt mit Rücksicht auf den Bundesrat 
unverändert eingebracht hätten, aber in einer gan-
zen Reihe von Punkten Änderungen des Gesetzent-
wurfs für notwendig hielten. 

Als Kernstück der Neuregelung ist die Erweite-
rung der Mitbestimmungsbefugnisse der Personal-
vertretung in personellen, sozialen und organisato-
rischen Angelegenheiten der Verwaltungsangehöri-
gen unter Beachtung der verfassungsrechtlichen 
Schranken zu bezeichnen. 

Weitere wesentliche Änderungen sind die Erwei-
terung der Zugangsrechte der Gewerkschaften bei 
Personalratssitzungen und Personalversammlungen, 
die ausdrückliche Verankerung des sogenannten 
Initiativrechts der Personalräte, die Verbesserung 
der Arbeits- und Bildungsmöglichkeiten für Perso-
nalräte, die Verstärkung des Kündigungsschutzes 
für Arbeitnehmer, die Mitglieder personalvertre-
tungsrechtlicher Gremien sind, die stärkere Stellung 
der Jugendvertretung und des Vertrauensmannes 
der Schwerbeschädigten, der Ausbau der Persönlich-
keitsrechte der Beschäftigten, die Einführung auch 
des passiven Wahlrechts für ausländische Verwal-
tungsangehörige und der Herabsetzung der Alters-
grenze für die Wählbarkeit. 

Das Personalvertretungsrecht weist viele Ge-
meinsamkeiten mit dem Betriebsverfassungsrecht 
auf. Es weicht jedoch von ihm auch in mehreren 
Punkten ab. Zwischen der öffentlichen Verwaltung 
und der Privatwirtschaft bestehen grundsätzliche 
Unterschiede. Die beiden Bereiche unterscheiden 
sich nicht nur im organisatorischen Aufbau und in 
ihren Aufgaben, sondern vor allem dadurch, daß der 
öffentliche Dienst an gesetzliche Aufträge gebunden 
ist und in seinem Handeln der Kontrolle der Volks-
vertretung unterliegt. Die Regierungsverantwortlich-
keit und die parlamentarische Kontrolle, die zum 
Wesenskern des demokratischen Rechtsstaates ge-
hören, dürfen daher durch die Beteiligungsrechte der 
Verwaltungsangehörigen nicht beeinträchtigt wer-
den. Im Gegensatz zum Betriebsverfassungsgesetz, 
das die Verfassung der Betriebe einschließlich der 
Aufgaben und Befugnisse des Betriebsrates regelt, 
bestimmt das Personalvertretungsgesetz nur die 
Aufgaben und Befugnisse der Personalvertretung. 
Die darüber hinausgehende Verfassung der Verwal-
tungen (Aufgaben und Organisation der Dienststel-
len, Rechte und Pflichten der Verwaltungsangehöri-
gen) ist im öffentlichen Dienst im Grundgesetz selbst, 
in weiteren Rechts- und Verwaltungsvorschriften so-
wie in Tarifverträgen geregelt. Das Fehlen mancher 
Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes im 
Personalvertretungsrecht läßt daher nicht den Schluß 
zu, die Materie bleibe im öffentlichen Dienst unge-
regelt. Wo der Ausschuß unter Beachtung der vor-
stehenden Ausführungen eine Möglichkeit zur An-
gleichung der Vorschriften des Personalvertretungs

-

gesetzes an die des Betriebsverfassungsgesetzes sah, 
hat er sie aber wahrgenommen. 

Der vom Innenausschuß zur Verabschiedung emp-
fohlene Entwurf beschränkt sich nicht nur auf die 
Änderung einzelner Vorschriften, sondern enthält 
eine vollständige Neufassung des Personalvertre-
tungsgesetzes des Bundes. Dabei ist der Aufbau der 
Neufassung gegenüber dem geltenden Recht aus 
systematischen Gründen teilweise geändert worden. 

Zahlreiche Vorschriften hat der Ausschuß in der 
Fassung gebilligt, die von den Bundesministerien 
mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 
2. April 1973 an den Vorsitzenden des Innenaus-
schusses auf Grund der Stellungnahme des Bundes-
rates und der gewerkschaftlichen Spitzenorganisatio-
nen zum Regierungsentwurf aus der 6. Wahlperiode 

Drucksache VI/3721 — vorgeschlagen wurden. 

Soweit die vom Ausschuß beschlossene Fassung 
im übrigen vom Entwurf abweicht, geht sie auf rd. 
200 in der Sitzung vom 28. November 1973 vorge-
legte gemeinsame Änderungsanträge der Koalitions-
fraktionen vom 22. November 1973 und Anträge der 
Fraktion der CDU/CSU zurück, die in der Sitzung 
vom 30. November 1973 unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung ergänzt wurden. 

Bezüglich der unveränderten Vorschriften wird 
auf die Begründung des Gesetzentwurfs — Druck-
sache 7/176 S. 26 f. verwiesen. 

Auf Vorschriften, die im Ausschuß kontrovers 
waren und auf abgelehnte Anträge der Fraktion 
der CDU/CSU sowie aus der Mitte des Ausschusses 
wird bei den einzelnen Vorschriften hingewiesen. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in der 
Schlußabstimmung einstimmig gebilligt. 

III. Zu den einzelnen Vorschriften 

§ 2 

Die vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen 
Dienststelle und Personalvertretung soll gemäß 
einem Antrag der SPD/FDP-Koalition auf das Wohl 
der Beschäftigten abstellen und die Erfüllung der 
der Dienststelle übertragenen Aufgaben sicherstel-
len. Sie soll sich unter Beachtung der Gesetze und 
Tarifverträge vollziehen. Der Ausschuß geht zwar 
davon aus, daß das Zugangsrecht der Gewerkschaf-
ten und deren Beauftragten in den Dienststellen 
auch ohne ausdrückliche Vorschrift gegeben ist, hielt 
es aber zur Vermeidung von Zweifelsfragen für rich-
tig, auf Antrag der SPD/FDP-Koalition eine ent-
sprechende Vorschrift in den Gesetzentwurf einzu-
fügen. 

§ 3 

Nach einer Erklärung der SPD/FDP-Koalition will 
diese etwa notwendige Änderungen zu dieser Vor-
schrift bei der Reform des öffentlichen Dienstrechtes 
erörtern. 
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§ 4 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte beantragt, hier 
und in allen weiteren Vorschriften das Wort „Be-
dienstete" durch „Mitarbeiter" zu ersetzen. Die 
Mehrheit des Ausschusses sprach sich aber dafür 
aus, statt dessen das Wort „Beschäftigte" zu ver-
wenden, das demzufolge in alle Vorschriften vom 
Ausschuß eingesetzt wurde. 

Auch die Richter, die an eine der in § 1 genannten 
Verwaltungen oder zur Wahrnehmung einer nicht 
richterlichen Tätigkeit an ein Gericht des Bundes ab-
geordnet sind, sollen das aktive Wahlrecht für die 
Personalvertretung erhalten und zur Gruppe der 
Beamten treten (s. § 5). In Absatz 4 wird nicht mehr 
auf die Versicherungspflicht in der Arbeiterrenten-
versicherung, sondern auf Antrag der SPD/FDP-Koa-
lition auf den geltenden Tarifvertrag abgestellt. 

§ 5 

Die Einteilung der Beschäftigten in Gruppen 
bleibt nach Ausführungen der SPD/FDP-Koalition im 
Ausschuß bis zu eventuellen neueren Erkenntnissen 
im Zusammenhang mit der Reform des öffentlichen 
Dienstrechtes bestehen. 

§ 6 

Zur Klarstellung hat der Ausschuß § 6 Abs. 3 um 
einen Satz 2 erweitert und festgelegt, daß der Be-
schluß, als selbständige Dienststelle zu gelten, für 
die Personalratswahl und die Amtszeit der aus ihr 
hervorgehenden Personalvertretung wirksam sein 
soll. 

§ 7  

Der Ausschuß geht davon aus, daß im Regelfall der 
Dienststellenleiter die Aufgaben nach diesem Ge-
setz wahrnimmt. Bei der vorgesehenen Vertretung 
des Dienststellenleiters muß der Vertreter entspre-
chende Entscheidungsbefugnisse haben. 

§ 8  

wurde entsprechend dem Vorschlag des mitberaten-
den Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung an 
die Regelung des Betriebsverfassungsgesetzes an-
geglichen. Die Mitglieder des Personalrats sowie alle 
Personen, die Aufgaben nach diesem Gesetz wahr-
nehmen, sollen in ihrer beruflichen Entwicklung 
weder benachteiligt noch durch diese Tätigkeit 
begünstigt werden. Der Ausschuß hat den Gesetz-
entwurf deshalb um einen § 8 a ergänzt. 

§ 12 

Auf Antrag der SPD/FDP-Koalition ist sicherge-
stellt worden, daß Beschäftigte bis zu neun Monaten 
von der Dienststelle abgeordnet sein können, ohne 
ihr Wahlrecht zu verlieren. Mitglieder der Personal-
räte können damit die Funktionen in ihrer alten 
Dienststelle ebenfalls bis zu neun Monaten weiter 
ausüben. 

§ 13 

Der Ausschuß hat sich eingehend mit der Frage 
beschäftigt, ob die Wählbarkeit in den Personalrat 
davon abhängig sein soll, ob der Bewerber das 
Wahlrecht für den Deutschen Bundestag besitzt. Die 
Fraktion der CDU/CSU sprach sich dafür aus, an die-
ser Voraussetzung festzuhalten und statt des Ver-
trauensmannes der ausländischen Beschäftigten 
(§ 65) eine Vertretung der ausländischen Bedienste-
ten vorzusehen, die in etwa der Jugendvertretung 
angeglichen sein sollte. Die Mehrheit des Ausschus-
ses sprach sich aber dafür aus, die ausländischen Be-
schäftigten in ihren Rechten nach diesem Gesetz 
nicht anders zu behandeln als deutsche Staatsange-
hörige, vor allem, um ihre Integration im Gastlande 
zu fördern und zu erleichtern. Die Mehrheit des 
Ausschusses beschloß deshalb in § 13 Abs. 1 die 
Nummer 3 zu streichen und damit das passive Wahl-
recht für die ausländischen Beschäftigten einzufüh-
ren. Den Beamten im Vorbereitungsdienst wurde auf 
Antrag von SPD und FDP unter bestimmten Bedin-
gungen die Wählbarkeit in örtliche Personalräte er-
öffnet. 

§ 15 

Mit Rücksicht auf die großen Betriebsverwaltun-
gen hielt der Ausschuß die Erhöhung der höchstzu-
lässigen Mitgliederzahl des Personalrats von 25 auf 
31 für geboten. 

§ 17 

Der Ausschuß hielt in Absatz 2 eine Klarstellung 
für notwendig, wonach diese Vorschrift auch für Er-
satzmitglieder gilt. 

§ 18 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte beantragt, in 
Absatz 3 die Worte „gemäß dem Höchstzahlverfah-
ren nach d'Hondt" nach dem Wort „Verhältniswahl" 
einzufügen. Die Mehrheit des Ausschusses lehnte 
diesen Antrag jedoch mit dem Hinweis darauf ab, 
daß die bisherige Regelung sich bewährt habe und 
beibehalten werden sollte. Auf Antrag der SPD/FDP-
Koalition wurde mit Mehrheit beschlossen, daß je-
der Wahlvorschlag — auch Vorschläge der Gewerk-
schaften — Unterschriften von mindestens einem 
Zehntel der wahlbrechtigten Gruppenangehörigen, 
im Höchstfall 100 Unterschriften, benötige. 

Im übrigen wurden die Vorschriften auf Antrag 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung an 
das Betriebsverfassungsgesetz angeglichen. 

§ 22 

Auf Antrag der SPD/FDP-Koalition wurde be-
schlossen, daß zukünftig Abschriften der Wahlnie-
derschriften den in der Dienststelle vertretenen Ge-
werkschaften übersandt werden. 

§ 26 

Feste Wahlzeiträume für die Zeit vom 1. März bis 
31. Mai und weitere Klarstellungen über Neuwah-
len wurden einstimmig festgelegt. 
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§ 27 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte beantragt. Ab-
satz 1 um eine Bestimmung zu ergänzen, nach der 
das Verwaltungsgericht in seinen Beschluß die 
Nichtwählbarkeit eines aus dem Personalrat aus-
geschlossenen Mitgliedes bis auf die Dauer von drei 
Jahren festlegen können sollte. Damit wollte die 
CDU/CSU-Fraktion einem im Anhörungstermin von 
Sachverständigen mehrfach vorgetragenen Anlie-
gen Rechnung tragen. Die Ausschußmehrheit hielt 
eine so weitgehende Beschränkung des passiven 
Wahlrechts nicht für vertretbar. 

Der Leiter der Dienststelle kann zukünftig keinen 
Ausschlußantrag gegen ein Personalratsmitglied we-
gen grober Vernachlässigung seiner gesetzlichen Be-
fugnisse stellen. 

§ 31 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte eine Klarstellung 
in Absatz 1 bezüglich der laufenden Geschäfte des 
Vorstandes beantragt. Die Mehrheit des Ausschus-
ses hielt sie aber mit Rücksicht auf die durch die 
Rechtsprechung herbeigeführte Klarstellung dieses 
Begriffes nicht für notwendig. 

§ 32 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte beantragt, die 
Vorschrift so zu fassen, daß der Vorstand bei 11 
oder mehr Mitgliedern aus seiner Mitte in Verhält-
niswahl nach dem Höchstzahlverfahren zwei wei-
tere Mitglieder zuwählen sollte. Die Ausschußmehr-
heit lehnte diesen Antrag jedoch unter Hinweis dar-
auf, daß der Minderheitenschutz völlig ausreichend 
geregelt sei, ab. 

§ 33 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte zu Absatz 3 
eine Änderung beantragt, um auch in Angelegenhei-
ten der ausländischen Beschäftigten eine Sitzung des 
Personalrates herbeiführen zu können. Der Antrag 
wurde aber mit Rücksicht auf die Grundsatzentschei-
dung zu § 13 von der Ausschußmehrheit abgelehnt. 

§ 35 

Der Ausschuß folgte dem Vorschlag des mitbera-
tenden Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
bezüglich der Fassung dieser Vorschrift, wonach 
§ 31 des Betriebsverfassungsgesetzes unter Strei-
chung der bisherigen Fassung des Entwurfs zu § 35 
in das Personalvertretungsgesetz übernommen wird. 
Er lehnte den Antrag der Fraktion der CDU/CSU, 
es bezüglich des Satzes 1 bei der Fassung des Ent-
wurfs — Drucksache 7/176 — zu belassen, ab. Über-
einstimmend schloß der Ausschuß sich aber der Auf-
fassung des mitberatenden Ausschusses dahin an, 
daß unter der in Satz 1 genannten Voraussetzung 
Tagesordnung und Termin der Sitzung der Gewerk-
schaft rechtzeitig mitzuteilen sind. 

§ 38 

Entsprechend der Beschlußfassung zu § 13 lehnte 
die Mehrheit des Ausschusses den Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU, Absatz 3 so zu fassen, daß die 
Absätze i und 2 entsprechend gelten sollen, wenn 
die Mehrheit der Vertretung der ausländischen Mit-
arbeiter einen Beschluß des Personalrats als eine 
erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen er-
achtet, ab. Ein entsprechender Antrag zu § 39 wurde 
ebenfalls von der Mehrheit des Ausschusses abge-
lehnt. 

§ 39 

Auf Antrag der SPD/FDP-Koalition wurde die 
Teilnahme der Jugendvertreter bei Abstimmungen 
im Personalrat erweitert. 

§ 40 

Niederschriften über solche Tagesordnungspunkte 
von Personalratssitzungen, an denen Gewerkschafts-
vertreter beteiligt waren, sollen entsprechend einem 
Antrag der SPD und FDP den Gewerkschaften über-
sandt werden. Entsprechendes gilt für den Leiter der 
Dienststelle. 

§ 42 

Die SPD/FDP-Koalition stellte klar, daß bei Nicht-
einigung über Zeit und Ort der Sprechstunden so-
wohl die nächsthöhere Dienststelle und Stufenvertre-
tung als auch Verwaltungsgerichte angerufen wer-
den können. 

§ 43 

Auf Antrag der Fraktion der CDU/CSU hat der 
Ausschuß in Absatz 2 das Wort „Bürohilfskräfte" 
durch das Wort „Büropersonal" ersetzt. Dabei ging 
der Ausschuß jedoch nicht davon aus, daß hierdurch 
eine materielle Änderung eintrete. Der Ausschuß-
mehrheit ging es darum, durch die neue Formulie-
rung eine denkbare Diskriminierung auszuschließen. 
Das Büropersonal ist im „erforderlichen" Umfang 
zur Verfügung zu stellen. 

§ 45 

Die Fraktion der CDU/CSU hat auf die Abstim-
mung über ihren Antrag, in Absatz 3 Satz 1 nach 
dem Wort „sind" die Worte „auf Antrag des Perso-
nalrats" einzufügen verzichtet, nachdem die Mitglie-
der der Koalitionsfraktionen erklärt hatten, daß eine 
automatische Freistellung nicht vorgesehen sei. Die 
Vorschrift selbst ist gegenüber dem geltenden Recht 
und dem Gesetzentwurf erheblich geändert worden. 
Zu Absatz 2 hielt der Ausschuß die Verweisung auf 
§ 72 des Bundesbeamtengesetzes nicht für richtig 
und hat statt dessen einen selbständigen Rechtsan-
spruch auf Dienstbefreiung vorgesehen. Stärker als 
bisher sind Personalratsmitglieder von ihrer dienst-
lichen Tätigkeit freizustellen, wenn und soweit es 
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nach Umfang und Art der Dienststelle zur ordnungs-
gemäßen Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist. Hierbei sollen zunächst der Vorsitzende und die 
übrigen Vorstandsmitglieder, sodann die Gruppen 
angemessen berücksichtigt werden, ohne daß die 
Freistellung zu einer Beeinträchtigung des beruf-
lichen Werdeganges führen darf. Die höchste Frei-
stellungsquote von elf Mitgliedern soll bei 9 001 
bis 10 000 Beschäftigten erreicht werden, wobei für 
je 2 000 weitere Beschäftigte noch ein weiteres Mit-
glied von der dienstlichen Tätigkeit freizustellen 
sein soll. Diese Regelung gilt für örtliche Personal-
räte. Die Koalitionsfraktionen stellten klar, daß für 
die Freistellung bei Stufenvertretungen das bishe-
rige Prinzip der jeweiligen Vereinbarungen beibe-
halten werden soll. Ein Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU, bei den Freistellungen eine stärkere Be-
tonung des Gruppenprinzips vorzusehen, wurde von 
der Ausschußmehrheit abgelehnt. Auf Antrag der 
SPD und FDP wurde neben den bisherigen Möglich-
keiten für die Teilnahme an Schulungs- und Bil-
dungsveranstaltungen die Regelung des Betriebs-
verfassungsgesetzes übernommen, wonach Mitglie-
der des Personalrats während der regelmäßigen 
Amtszeit Anspruch auf Freistellung vom Dienst un-
ter Fortzahlung der Bezüge für insgesamt drei bzw. 
vier Wochen erhalten. Die Fahrkosten zu diesen 
Veranstaltungen soll die Dienststelle übernehmen. 
Der Ausschuß hielt es für zweckmäßig, die Höhe 
der Aufwandsentschädigung selbst nicht im Gesetz 
zu regeln, sondern der Bundesregierung die Ermäch-
tigung zu geben, diese durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zu 
bestimmen. Dabei geht der Ausschuß davon aus, daß 
der Betrag der Aufwandsentschädigung nicht hinter 
dem im Gesetzentwurf vorgesehen gewesenen Be-
trag zurückbleibt. 

§ 46 

Auf Antrag des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung wurde § 46 mit Kündigungsschutz-
bestimmungen für Mitglieder des Personalrats neu 
gefaßt und an das Betriebsverfassungsgesetz ange-
glichen. 

§ 48 

Den Gewerkschaften wurde auf Antrag der Koa-
litionsfraktionen das Recht eingeräumt, dann eine 
Personalversammlung durch den Personalrat einbe-
rufen zu lassen, wenn im vorausgegangenen Ka-
lenderhalbjahr eine solche oder eine Teilversamm-
lung nicht stattgefunden hat. 

§ 49 

Der Antrag der SPD/FDP-Koalition auf Dienst-
befreiung und Erstattung der Fahrkosten für Teil-
nehmer an Personalversammlungen wurde einstim-
mig gebilligt. 

§ 50 

Der Themenkatalog, den die Personalversammlun-
gen behandeln können, wurde auf Antrag der Frak-
tionen der SPD/FDP wesentlich erweitert. 

§ 51 

Nach einem Antrag der SPD/FDP kann zukünftig 
ein Mitglied der Stufenvertretung sowie ein Beauf-
tragter der entsprechenden Dienststelle an Ver-
sammlungen teilnehmen. 

§ 54 

Der Ausschuß billigte die bindende Verpflichtung 
zur Bildung von Gesamtpersonalräten. 

§ 57 

Für die Jugendvertretung sind künftig Beschäf-
tigte bis zum 26. Lebensjahr wählbar. 

In den folgenden Paragraphen wurden die Zu-
sammensetzung, die Aufgaben, die Zuständigkeiten 
und die Schutzvorschriften für die Jugendvertreter 
ausführlich geregelt. 

§ 65 

ist vom Ausschuß mit Rücksicht auf die Gewährung 
des passiven Wahlrechts auch an ausländische Be-
schäftigte gestrichen worden. Die CDU/CSU-Frak-
tion hatte einen Antrag vorgelegt, nach dem eine 
Ausländervertretung eingerichtet werden sollte, die 
nach Auffassung der CDU/CSU-Fraktion eine wir-
kungsvollere Vertretung der ausländischen Beschäf-
tigten ermöglicht. Dieser Antrag wurde aber mit 
Mehrheit abgelehnt. 

§ 67 

Der Ausschuß lehnte einen Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Umstellung des Absatzes 2 ab und 
billigte die Vorschrift mit der Maßgabe, daß der 
Satz 2 aus Absatz 2 des Gesetzentwurfs als zweiter 
Satz in den Absatz 1 eingefügt wird. Die Koalitions-
fraktionen betonten an dieser Stelle die erhebliche 
Erweiterung der Beteiligungsrechte der Gewerk-
schaften in den Dienststellen. Ausdrücklich wird im 
Gesetz klargestellt, daß die Behandlung von Tarif-, 
Besoldungs- und Sozialangelegenheiten in der 
Dienststelle erlaubt ist. 

§ 68 

Die Vorschrift wurde neu gefaßt und auf Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU um eine Bestimmung er-
gänzt, derzufolge zu den Aufgaben der Personalver-
tretung auch gehört, Maßnahmen zur beruflichen 
Förderung Schwerbeschädigter zu beantragen. 

§ 69 

In den Ausschußberatungen nahm die Ausgestal-
tung der Beteiligungsrechte der Personalvertretung 
besonders breiten Raum ein. Einigkeit bestand dar-
über, daß die im Gesetzentwurf — Drucksache 7/176 
— vorgesehenen Mitbestimmungs- und Mitwir-
kungsrechte noch stärker ausgebaut werden sollten. 
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Unterschiedliche Auffassungen bestanden zwischen 
den Fraktionen der Koalition und der CDU/CSU dar-
über, welche Rechte in den Mitbestimmungs- und in 
den Mitwirkungskatalog aufgenommen werden soll-
ten, und in welchen Fällen die Einigungsstelle ent-
scheiden können sollte. Die Fraktion der CDU/CSU 
stellte ihre Anträge zur Ausgestaltung der Betei-
ligungsrechte zur Beratung des § 69 Abs. 5. Die Frak-
tion wollte in ihrem Antrag die Mitwirkungsrechte 
aus den §§ 75 in den Mitbestimmungsparagraphen 74 
übernehmen und beantragte, in Angelegenheiten 
der Angestellten und Arbeiter die Einigungsstelle 
endgültig entscheiden zu lassen. In Angelegenheiten 
der Beamten sollte die Einigungsstelle u. a. eine 
Empfehlung an die oberste Dienstbehörde ausspre-
chen. 

Der Antrag wurde mit Mehrheit abgelehnt. Damit 
waren gleichzeitig die Anträge der CDU/CSU-Frak-
tion zu den §§ 70, 71, 74 und 75 abgelehnt. 

Die Fraktionen der SPD, FDP sprachen sich dafür 
aus, es bei den Personalangelegenheiten der Arbei-
ter und Angestellten bei dem im ursprünglichen Ent-
wurf schon vorgesehenen uneingeschränkten Mit-
bestimmungsrecht zu belassen und dieses auf zahl-
reiche soziale und einige organisatorische Ange-
legenheiten auszudehnen. 

Die Personalangelegenheiten der Beamten sollen 
einem eingeschränkten Mitbestimmungsrecht gemäß 
dem entsprechenden Urteil des Bundesverfassungs-
gerichtes zum Personalvertretungsgesetz für Bremen 
unterliegen, indem in diesen Fällen die Einigungs-
stelle eine Empfehlung an die oberste Dienstbehörde 
gibt. 

Aus der Neufassung des Absatzes 4 ergibt sich 
unmittelbar, daß das Gesetz auch für Rundfunk-
anstalten des Bundesrechts anzuwenden ist. Die 
Fraktion der CDU/CSU legte Wert darauf, dies klar-
zustellen und hatte hierzu vorsorglich einen Antrag 
auf Einführung eines § 85 a in den Gesetzentwurf 
gestellt. 

Der Ausschuß erörterte auch die Frage der Ein-
fügung des Evokationsrechts für die jeweils oberste 
Dienstbehörde. Der Ausschuß entschied sich für die 
jetzt vorgesehene Fassung, weil ein wesentlicher 
Unterschied zwischen dieser Regelung und dem 
Evokationsrecht nicht erkennbar wurde. 

Die Koalitionsfraktionen erklärten zu dieser Vor-
schrift folgendes: Als maßgeblich an der Programm-
gestaltung mitwirkende Bedienstete der Rundfunk-
anstalten des Bundesrechts gelten grundsätzlich die-
jenigen Beschäftigten, die mit sogenannten AT-Ver-
trägen ausgestattet sind, deren Verträge also außer-
halb des geltenden Tarifes ausgehandelt wurden. 

§ 69 a 

wurde vom Ausschuß in den Gesetzentwurf einge-
fügt, um das sogenannte Initiativrecht des Personal-
rates im Gesetz selbst deutlich zu machen. Sachlich 
wurde auf Antrag von SPD und FDP dieses Initiativ-
recht sowohl im Bereich der vollen Mitbestimmungs-
rechte als auch in den übrigen Mitbestimmungs-
bereichen erheblich erweitert. 

§ 70 

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen wurde die 
Bestimmung gestrichen, daß der Vorsitzende der 
Einigungsstelle die Befähigung zum Richteramt be-
sitzen muß. 

§ 71 

Die Koalitionsfraktionen stellten den Antrag, die 
wenigen Fälle, die der Mitwirkung unterliegen, in 
einem dreistufigen Verfahren durch die oberste 
Dienstbehörde entscheiden zu lassen. Der Antrag 
wurde einstimmig gebilligt. 

§ 74 

Der Ausschuß hielt es für geboten, § 74 aufzu-
fächern und in seinem Absatz 1 nur noch die Per-
sonalangelegenheiten der Angestellten und Arbei-
ter zu behandeln. Die Mitbestimmung in Personal-
angelegenheiten der Beamten wird in dem neu ein-
gefügten § 74 a geregelt. 

§ 74 b 

Der Ausschuß lehnte den Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU ab, in § 74 b Abs. 1 die Worte „und für 
Beamtenstellen von der Besoldungsgruppe A 16 an 
aufwärts" zu streichen. 

Die Koalitionsfraktionen stellten klar, daß der 
Tendenzschutz für Bedienstete mit überwiegend wis-
senschaftlicher und künstlerischer Tätigkeit nicht für 
Programmitarbeiter der Rundfunkanstalten des Bun-
desrechts gilt. In Rundfunkanstalten arbeiten zwar 
Orchestermusiker, Musikredakteure, Wissenschafts-
redakteure etc.; sie sind aber nicht vorwiegend 
künstlerisch oder wissenschaftlich, sondern vorwie-
gend journalistisch im Bereich von Kunst und Wis-
senschaft tätig. Eine Verstärkung des Tendenzschut-
zes für diese Mitarbeiter im Vergleich zu Redakteu-
ren im Ressort Politik, im Ressort Kultur etc. würde 
dem Sinn der Bestimmungen widersprechen. Sinn-
gemäß wie bei den Beschäftigten der Rundfunkan-
stalten des Bundesrechts sind auch die Beschäftigten 
mit überwiegend wissenschaftlicher oder künstleri-
scher Tätigkeit in anderen Bereichen abzugrenzen. 
Im Absatz 2 wird auf sog. Versagungsgründe hinge-
wiesen. 

§ 75 

regelt die Mitwirkungsrechte des Personalrats und 

§ 75 a 

die Mitwirkung des Personalrats bei der Kündigung. 
Hierbei sind die Gründe aufgezählt, die den Perso-
nalrat berechtigen, Einwendungen gegen eine or-
dentliche Kündigung auszusprechen. 

§ 80 

Hier gilt das zu § 3 Gesagte ebenfalls. 
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§ 81 

Die Entwurfsvorschrift wurde neu gefaßt und die 
Rechte der Personalvertretungen im Bundesgrenz-
schutz erheblich erweitert. Die Vorschrift trägt dem 
neuen BGS-Gesetz und der hierbei einstimmig ver-
abschiedeten Entschließung des Deutschen Bundes-
tages — Drucksache VI/3569 — Rechnung. Danach 
ist die Rechtsstellung der Beamten des Bundesgrenz-
schutzes so fortzuentwickeln, wie es die gesetzlichen 
Aufgaben des BGS als einer leistungsfähigen und 
stets einsatzbereiten Polizei erfordern. Den noch 
darüber hinausgehenden Antrag, auch denjenigen 
Angehörigen des Bundesgrenzschutzes, die am Wahl-
tag ihre Grundausbildung noch nicht beendet haben, 
das aktive Wahlrecht einzuräumen, fand nicht die 
Mehrheit des Innenausschusses. 

§ 82 

Der Ausschuß befaßte sich mit der Frage, ob die 
Geltung dieses Gesetzes für den Bundesnachrichten-
dienst durch Rechtsverordnung geregelt werden 
sollte, entschied sich aber dahin, den Gesetzentwurf 
insoweit mit einigen Abänderungen zu billigen. Der 
Ausschuß geht dabei davon aus, daß die Bestimmun-
gen für den Bundesnachrichtendienst nicht einen-
gend angewandt werden. Angesichts der weitrei-
chenden Einschränkungen, die § 82 für die Personal-
räte im Bundesnachrichtendienst vorsieht, wird die 
Bundesregierung aufgefordert, insbesondere in den 
Fällen des § 82 Nr. 9 nach Wegen zu suchen, die 
eine Erörterung der in Frage kommenden Angele-
genheiten mit dem Personalrat in vertretbarem Um-
fange ermöglicht. 

Neu eingefügt in den Gesetzentwurf wurden die 
Vorschriften der §§ 83 a bis 83 c, weil sich die Not-
wendigkeit der Ergänzung insoweit in der Zwischen-
zeit ergeben hatte. 

§ 83 c 

Hierzu hatte die Fraktion der CDU/CSU einen 
Änderungsantrag vorgelegt, der nicht die Mehrheit 
des Ausschusses fand. Er bezweckte die Zuständig-
keit des Verwaltungsgerichts Berlin für Klagen nach 
diesem Gesetz. Außerdem hielt die Fraktion der 
CDU/CSU die Verweisung auf die für Dienststellen 
im Ausland geltenden Regelungen nicht für ange-
bracht, da die Ständige Vertretung der Bundesrepu-
blik Deutschland bei der Deutschen Demokratischen 
Republik keine Auslandsvertretung sei. 

§ 84 

Der Ausschuß erörterte intensiv die Problematik, 
die durch die Nichtgewährung des aktiven und pas-
siven Wahlrechts für Ortskräfte in den deutschen 
Auslandsvertretungen ausgelöst wird. Bei Abwä-
gung aller Gesichtspunkte folgte er der Auffassung 
der Bundesregierung und billigte die Vorschrift in 
der Fassung des Änderungsantrages der Koalitions-
fraktionen. Aus diesen Gründen konnte der Aus-
schuß sich der Empfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses, auch den deutschen Ortskräften das aktive 
Wahlrecht zu gewähren, nicht entschließen. 

§ 97 

Der Ausschuß befaßte sich mit der Frage, ob von 
diesem Gesetz abweichende Landespersonalvertre-
tungsgesetze fortbestehen können. Übereinstimmend 
vertrat er — wie auch die Bundesregierung — die 
Auffassung, daß auch solche personalvertretungs-
rechtliche Vorschriften in den Ländern weiter gelten 
könnten, die über die in diesem Gesetz geregelten 
Beteiligungsrechte hinausgingen, wenn sie sich im 
Rahmen des verfassungsrechtlich Zulässigen halten. 
Der Ausschuß verzichtete mit Rücksicht auf die 
Rechtsprechung zu Artikel 75 des Grundgesetzes 
darauf, hier zu bestimmen, daß die Personalvertre-
tungen in innerdienstlichen, sozialen und personel-
len Angelegenheiten mindestens in dem Umfang zu 
beteiligen seien, wie dies nach diesem Gesetz für 
die Personalvertretungen in Bundesbehörden festge-
legt ist. Er geht aber davon aus, daß beabsichtigte 
Neuregelungen in den Ländern insoweit das neue 
Bundespersonalvertretungsgesetz zum Vorbild neh-
men werden. 

§ 99 a 

wurde auf Antrag der Koalitionsfraktionen in den 
Gesetzentwurf eingefügt. Der Ausschuß folgte hier-
bei einer Empfehlung des mitberatenden Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung. 

§ 100 

Ebenfalls auf Empfehlung des mitberatenden Aus-
schusses änderte der Innenauschuß die Vorschrift 
so um, daß die außerordentliche Kündigung von 
Mitgliedern der Personalvertretungen, der Jugend-
vertretungen, der Wahlvorstände sowie von Wahl-
bewerbern, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, 
der Zustimmung der zuständigen Personalvertretung 
bedürfen soll. 

§ 106 

Der Ausschuß erweiterte die Vorschrift entspre-
chend der Empfehlung des mitberatenden Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung um eine Ergän-
zung des § 15 des Kündigungsschutzgesetzes. 

§ 107 

Der Ausschuß beschloß, der Bundesregierung eine 
Frist von sechs Monaten nach Inkrafttreten des Ge-
setzes für den Erlaß der notwendigen Rechtsverord-
nungen hierzu einzuräumen, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedürfen sollen. 

§ 108 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die nächsten 
regelmäßigen Personalratswahlen im Jahre 1976 
stattfinden sollen. Mit Rücksicht auf die gesetzliche 
Neuregelung hielt er es aber für notwendig, in den 
Dienststellen des Bundes im Ausland und im Bun-
desnachrichtendienst im Oktober 1974 Neuwahlen 
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durchzuführen. Entsprechendes gilt für die Jugend-
vertretungen. 

Die Vertrauensmänner im Bundesgrenzschutz sol-
len längstens bis zum 31. Oktober 1974 im Amt 
bleiben. Danach soll die Personalvertretung auf-
grund der neuen Vorschriften neu gewählt werden. 

Der Ausschuß war sich darüber im klaren, daß die 
von ihm beschlossene Fassung der Vorschrift eine 
Verlängerung der Amtszeit einiger Personalvertre-
tungen bis zum Jahre 1976 zur Folge hat, wie im 
Verteidigungsministerium und einigen weiteren 
Dienststellen des Bundes. Der Ausschuß sah aber 
keine andere Möglichkeit, um das Ziel eines einheit-
lichen Wahltermins für alle Personalvertretungen 
des Bundes zu erreichen. Er hielt es deshalb für ver-
tretbar, die Amtszeit einiger Personalvertretungen 
zu verlängern, weil die Alternative, die Amtszeit 
aller Personalvertretungen zu verkürzen, ihm als zu 
starker Eingriff in die demokratischen Rechte er-
schien. 

§ 108 a 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte beantragt, den 
Entwurf um eine Vorschrift zu ergänzen, die die Ein-
fügung eines § 125 b in das Beamtenrechtsrahmen-
gesetz, eines § 4 a in das Deutsche Richtergesetz 
und eines § 41 a in das Soldatengesetz zum Ziele 
hatte. Dafür sollte § 94 des Bundesbeamtengesetzes 
gestrichen werden. Die CSU/CSU-Fraktion wollte 

mit diesem Antrag erreichen, daß die Bundesregie-
rung und die Spitzenorganisationen der zuständigen 
Gewerkschaften auf Bundesebene bei der Gestaltung 
des Rechts der Bundesbeamten, Richter und Soldaten 
und, soweit der Bund zuständig ist, der Beamten und 
Richter in den Ländern vertrauensvoll zusammen-
arbeiten soll, um allgemeine Regelungen der be-
amtenrechtlichen Verhältnisse zu erreichen. Die 
Mehrheit des Ausschusses lehnte diesen Antrag 
unter Hinweis auf die noch ausstehende Stellung-
nahme der Bundesregierung zu dem Gutachten der 
Studienkommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts ab, ohne sich dabei gegen die Regelun-
gen selbst zu wenden. Sie vertrat die Auffassung, 
daß das Personalvertretungsgesetz nicht der richtige 
Ort sei, derartige Vorschriften zur Dienstrechts-
reform zu beschließen. 

§ 110 

enthält die Berlin-Klausel 

§ 111 

regelt das Inkrafttreten sowie das gleichzeitige 
Außerkrafttreten des Personalvertretungsgesetzes 
von 1955 und des Personalvertretungsgesetzes für 
den Bundesgrenzschutz von 1965. Das neue Personal-
vertretungsgesetz soll am 1. April 1974 in Kraft 
treten. 

Bonn, den 5. Dezember 1973 

Volmer Becker (Nienberge) 

Berichterstatter 

Groß 


